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Verfassungsbeschwerdeverfahren 1 BvR 1061/22 
Ihr Schreiben vom 11. Januar 2023, hier eingegangen am 12. Januar 2023 


Sehr geehrter Herr von Stosch, 


angesichts der großen Arbeitsbelastung und der vielfältigen sonstigen Verpflichtungen des Präsi- 
denten des Bundesverfassungsgerichts ist es ihm leider nicht möglich, alle Eingaben — auch so- 
weit diese an ihn persönlich gerichtet sind — selbst zu beantworten. Ihr Schreiben wurde mir da- 


her zur Beantwortung zugeleitet. Hierzu teile ich Ihnen in richterlichem Auftrag Folgendes mit: 


Das Verfassungsbeschwerdeverfahren hat durch den Nichtannahmebeschluss vom 22. Dezember 
2022 - 1 BvR 1061/22 - endgültig seinen Abschluss gefunden. Ein neuerliches richterliches Tä- 
tigwerden ist im Gesetz nicht vorgesehen. Weitere Anträge zum selben Beschwerdegegenstand 


können daher nicht mehr berücksichtigt werden. 


Der Beschluss kann als richterliche Entscheidung auch nicht durch den Präsidenten des Bundes- 
verfassungsgerichts, der zugleich Vorsitzender der für das Verfahren zuständigen 1. Kammer des 
Ersten Senats ist, überprüft oder abgeändert werden. Die Richter des Bundesverfassungsgerichts 
unterstehen im Rahmen ihrer Rechtsprechungstätigkeit und als Mitglieder eines obersten Verfas- 


sungsorgans keiner Dienstaufsicht. 


Dienstgebäude: Schlossbezirk 3, 76131 Karlsruhe 
Postfach 1771, 76006 Karlsruhe 
Telefon 0721/9101-0 + Telefax 0721/9101-382 


Bitte haben Sie Verständnis dafür, dass vor diesem Hintergrund ein weiterer Schriftwechsel in 
dem abgeschlossenen Verfassungsbeschwerdeverfahren nicht mehr in Aussicht gestellt werden 


kann. 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 


Maier 
Regierungsdirektor 


Beglaubigt 


Justizoberinspektorin 


Hinweis: Personenbezogene Daten, die uns-im Zusammenhang mit der Durchführung von gerichtlichen Verfahren bzw. der Bear- 
beitung von Justizverwaltungsangelegenheiten übermittelt werden, werden von uns ausschließlich zur Wahrnehmung unserer 
Aufgaben bzw. zur Erfüllung unserer rechtlichen Verpflichtungen verarbeitet. Rechtsgrundlagen sind Art. 6 Abs. 1 Satz I lit. e 
DSGVO i.V.m. $3 BDSG, Art.6 Abs. 1 Satz 1 lit.c DSGVO und die jeweils einschlägigen Verfahrensvorschriften des 
BVerfGG. Unsere ausführlichen Informationen zum Datenschutz in gerichtlichen Verfahren und Justizverwaltungsangelegenhei- 
ten finden Sie auf unserer Internetseite www.bundesverfassungsgericht.de unter dem Menüpunkt „Verfahren“. Auf Wunsch sen- 
den wir Ihnen diese Informationen auch in Papierform zu. 
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